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Juhalt: Geſetz, betreffend den Ausbau von Waſſerkräften des Mains, S. 95. — Geſetz, betreffend die 
Dienſtvergehen der Beamten der Orts, Land- und Innungskrankenkaſſen, S. 96. 


(Nr. 11508.) Geſetz, betreffend den Ausbau von Waſſerkräften des Malns. Vom 8. Mai 1916. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de., 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 8 
91. 


Die Staatsregierung wird ermächtigt, zum Ausbau der infolge der Main⸗ 
kanaliſierung bis Aſchaffenburg entſtehenden Staustufen bei Mainkur, Keſſelſtadt 
und Großkrotzenburg für die Gewinnung elektriſcher Energie und zur Herſtellung 
einer Verbindungsleitung mit den ſtaatlichen Kraftwerken im oberen Quellgebiete 
der Weſer einen Betrag von 6,2 Millionen Mark (ſechs Millionen zweihundert, 
tauſend Mark) zu verwenden. 


9 2. 

(1) Zur Deckung der im $ 1 erwähnten Aufwendungen find Staatsſchuld⸗ 
verſchreibungen auszugeben. 

(2) An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatz⸗ 
anweiſungen ausgegeben werden. Der Fälligkeitstermin iſt in den Schatzan⸗ 
weiſungen anzugeben. Die Staatsregierung wird ermächtigt, die Mittel zur Ein⸗ 
löſung diefer Schatzanweiſungen durch Ausgabe von neuen Schatzanweiſungen und 
von Schuldverſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage zu beſchaffen. Die 
Schatzanweiſungen können wiederholt ausgegeben werden. 

(3) Schatzanweiſungen oder Schuldverſchreibungen, die zur Einlöſung von 
fällig werdenden Schatzanweiſungen beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters vierzehn Tage vor dem 
Fälligkeitstermine zur Verfügung zu halten. Die Verzinſung der neuen Schuld- 
papiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit dem die Verzinſung der 
einzulöſenden Schatzanweiſungen auf hört. 
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Ausgegeben zu Berlin den 31. Mat 1916. 


() Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins⸗ 
fuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schatz 
anweiſungen und die Schuldverſchreibungen verausgabt werden ſollen, beſtimmt 
der Finanzminiſter. 

(6) Im übrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die 
Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869 (Geſetzſamml. S. 1197), des 
Geſetzes vom 8. März 1897 GGeſetzſamml. S. 43) und des Geſetzes vom 3. Mai 1903 
(Geſetzſaamml. S. 155) zur Anwendung. 


3. 
Die Ausführung dieſes G6 erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. 
Urkundlich unter Anſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Großes Hauptquartier, den 8. Mai 1916. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſeler. v. Breitenbach. 
Sydow. v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. Lentze. 
v. Loebell. v. Jagow. Helfferich. 


(Nr. 11509.) Geſetz, betreffend die Dienſtvergehen der Beamten der Orts-, Land- und 
Innungskrankenkaſſen. Vom 11. Mai 1916. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 

8 

Auf die Dienſtvergehen der bei den Orts-, Land⸗ und Innungskrankenkaſſen 

angeſtellten Beamten, denen nach § 359 Abſ. 4 der Reichsverſicherungsordnung 
die Rechte und Pflichten der gemeindlichen Beamten (ommunalbeamten) über⸗ 
tragen werden, finden die Vorſchriften des Geſetzes, betreffend die Dienſtvergehen 
der nichtrichterlichen Beamten, die Verſetzung derſelben auf eine andere Stelle 
oder in den Ruheſtand, vom 21. Juli 1852 (Geſetzſamml. S. 465) mit nachſtehenden 
Anderungen Anwendung. 

9 2. 


Ordnungsſtrafen find; 
1. Warnung; 
2. Verweis 
3. Geldbuße. 


8 

() Die Befugnis, Ordnungsſtrafen zu verhängen, ſteht innerhalb des Umfanges 
des den Provinzialbehörden beigelegten Ordnungsſtrafrechts, jedoch nicht über 
90 Mark hinaus, bei Kaſſen, die der Aufficht eines ftaatlichen Ver ſicherungsamts 
unterftellt find, dem Landrat als Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes, bei Kaſſen, 
über welche die Aufſicht von einem gemeindlichen Verſicherungsamte geführt wird, 
dem Bürgermeiſter (Gemeindevorſteher) zu. 

(2) Der Kaſſenvorſtand iſt befugt, Warnung und Verweis, gegen untere Kaffen- 
beamte auch Geldſtrafe bis zu neun Mark zu verhängen. Die zuſtändigen Miniſter 
oder die von ihnen zu ermächtigenden Behörden beſtimmen nach Anhörung des 
Kaſſenvorſtandes, wer als unterer Kaſſenbeamter im Sinne dieſer Vorſchrift an 
zuſehen iſt. 

() Gegen die Strafverfügung findet innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde 
beim Bezirksausſchuſſe, gegen den auf die Beſchwerde ergehenden Beſchluß des 
Bezirksausſchuſſes innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde beim Provinzialrate 
ſtatt. Der Beſchluß des Provinzialrats iſt endgültig. 

() Bei Kaſſen, die der Aufſicht des Verſicherungsamts Berlin unterſtehen, 
entſcheidet in erſter Inſtanz der Bezirksausſchuß in Berlin; in zweiter Inſtanz 
tritt an die Stelle des Provinzialrats der Miniſter für Handel und Gewerbe. 

(5) Bezirksausſchuß und Provinzialrat beſchließen auf Grund mündlicher Ver— 
handlung. Die Offentlichkeit iſt ausgeſchloſſen; in geeigneten Fällen kann auf 
Antrag oder von Amts wegen die Offentlichkeit zugelaſſen werden. 


8 4. 

(1) In dem Verfahren auf Entfernung aus dem Amte verfügt der Regierungs⸗ 
präſident, bei Kaſſen, die der Aufſicht des Verſicherungsamts Berlin unterſtehen, 
der Oberpräſident die Einleitung des Verfahrens; er ernennt den Unterfuchungs- 
kommiſſar und den Vertreter der Staatsanwaltſchaft für die erſte Inſtanz. 

(2) Als Diſziplinarbehörden entſcheiden in erſter Inſtanz der Bezirksausſchuß, 
in zweiter Inſtanz das Oberverwaltungsgericht; den Vertreter der Staatsanwalt, 
ſchaft in dem Verfahren vor dem Oberverwaltungsgericht ernennt der Miniſter 
für Handel und Gewerbe. 

(3) Die Entſcheidung ergeht auf Grund mündlicher Verhandlung. Das Gut⸗ 
achten des Diſziplinarhofs iſt nicht einzuholen. 

(4) In dem vorſtehend für die Entfernung aus dem Amte vorgeſchriebenen 
Verfahren iſt gegebenenfalls auch über die Tatſache der Dienſtunfähigkeit zu 
entſcheiden. ö 

(5) Der Bezirksausſchuß kann das Verfahren mit Rückſicht auf den Ausfall 
der Vorunterſuchung durch Beſchluß einſtellen und in dem Beſchluſſe zugleich 
eine Ordnungsſtrafe im Umfange des den Provinzialbehörden beigelegten Ordnungs⸗ 
ſtrafrechts feſtſetzen. Gegen den Beſchluß ſteht innerhalb zwei Wochen dem Ver⸗ 
treter der Staatsanwaltſchaft und, ſofern eine Ordnungsſtrafe feſtgeſetzt iſt, auch 
dem Angeſchuldigten die Beſchwerde beim Miniſter für Handel und Gewerbe zu. 


(6) An Gebühren kommen die für das Verwaltungsſtreitverfahren vorge⸗ 
ſchriebenen Pauſchbeträge, im Falle der Einſtellung des Verfahrens unter Feſt⸗ 
ſetzung einer Ordnungsſtrafe jedoch nur zur Hälfte, in Anſatz. 


8 5. 
Für die Dienſtvergehen der von Kaſſenverbänden im Sinne des § 406 der 


Reichsverſicherungsordnung angeſtellten Beamten, denen die Rechte und Pflichten 


der gemeindlichen Beamten übertragen werden, gelten die vorſtehenden Vorſchriften 
entſprechend. 5 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Anterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſtegel. 


Gegeben Großes Hauptquartier, den 11. Mai 1916. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſeler. Sydow. v. Trott zu Solz. 
Irhr. v. Schorlemer. Lentze. v. Loebell. v. Jagow. Helfferich. 
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